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Wirtschaft

Finanzprofessor Martin 
Janssen kritisiert die Haltung 
von Bundesrätin Eveline 
Widmer-Schlumpf.

Mit Martin Janssen 
sprach Arthur Rutishauser

Herr Janssen, Bundesrätin Widmer- 
Schlumpf verhandelt offenbar über 
den automatischen Informationsaus-
tausch (AIA). Ist das das Ende des 
Bankgeheimnisses?
Das muss nicht sein. Aber ich möchte 
festhalten, dass ich den AIA nicht für et-
was Wünschenswertes halte.

Warum?
Fast alle Staaten in Europa haben ihre 
Bürger in den letzten hundert Jahren im-
mer wieder fichiert, verfolgt, eingeker-
kert, umgebracht oder gar zu Millionen 
ermordet. Wir müssen den Bürger vor 
dem Staat schützen, vor allem in Zeiten, 
wo das möglich ist. Der gläserne Bürger 
ist sicher ein Schritt in eine völlig falsche 
Richtung. Dabei gibt es leider ein Aber.

Und das heisst?
Wenn es ohnehin wieder so herauskom-
men würde, dass die Schweiz, repräsen-
tiert durch unsere Finanzministerin, am 
Schluss einknickt, gibt es nur zwei Mög-
lichkeiten: Entweder entzieht das Parla-
ment Widmer-Schlumpf das Verhand-
lungsmandat, oder Politik und Banken 
einigen sich hinter verschlossenen Tü-
ren darauf, was in dieser selbst gewähl-
ten Position der Schwäche überhaupt 
noch zu retten ist.

Ist denn das nicht klar? Es werden 
ja einfach Bankdaten ausgetauscht.
Selbst wenn man die eigentlich haar-
sträubende Meinung vertritt, die Schweiz 
solle ihre Banken zwingen, ausländische 
Staaten bei der Eintreibung ihrer Steu-
ern zu unterstützen, müssen keineswegs 
alle Daten geliefert werden. Dabei ginge 
es, anders als unsere Finanzministerin 
meint, keineswegs darum, dass die Staa-
ten je die gleichen Daten austauschten; 
noch stärker kann die Schweiz ja gar 
nicht mehr einknicken. Es geht vielmehr 
darum, einen Handel zu finden und nur 
jene Daten zu liefern, die im Interesse 
der Schweiz sind. Wichtig ist aus unse-
rer Sicht, dass an diesem Handel alle 
Staaten teilnehmen, also auch die USA, 
England und Deutschland, und dass 
nicht permanent ein unfairer Druck auf 
die kleinen Staaten aufgesetzt wird, wel-
che die Bürger besser schützen möch-
ten. Schliesslich ist es wichtig, dass die 
Schweiz diese Massnahmen nicht wieder 

als Erste umsetzt, sondern erst dann, 
wenn die USA, England und Deutsch-
land diesen Schritt gemacht haben.

Was heisst das für unser Verhältnis 
zu Deutschland?
Deutschland besteuert nur den Ertrag, 
keine Vermögen. Also müssten höchs-
tens Angaben zu den Vermögenserträ-
gen, also zu Zinsen, Dividenden und Ka-
pitalgewinnen, geliefert werden – nicht 
aber Angaben darüber, wie viel deut-
sches Geld in der Schweiz liegt.

Was bringt es denn, wenn man nur 
die Hälfte und nicht alles liefert?
Viel, denn es gibt viele Deutsche und 
erst recht viele Südeuropäer, die auch 
das versteuerte Geld in die Schweiz brin-
gen, weil sie befürchten, in der Heimat 
enteignet zu werden. Nach dem, was 
man aus der Vergangenheit weiss und 
was jetzt in Zypern passiert ist, ist das 
auch verständlich. Und die Schweiz will 

die entsprechenden Dienstleistungen 
anbieten und so Arbeitsplätze, Einkom-
men und Steuern generieren.

Wenn der Heimatstaat weiss, wie 
hoch die Erträge sind, weiss er doch 
auch, wie hoch das Vermögen ist.
Er hat natürlich eine ungefähre Vorstel-
lung, wie viel Geld der Betreffende 
ausser Landes hat, und er kann überprü-
fen, ob das aufgrund der Steuerrechnun-
gen plausibel ist. Doch es bleibt ein Rest 
an Intimität gewahrt. Zum langfristigen 

Schutz der Freiheit der Bürger soll die 
Schweiz das nicht aufgeben. Selbst wenn 
man diese letzte Schranke nicht über-
windet, muss die Schweiz ihre Forde-
rungen gegenüber der EU verstärken.

Nämlich?
Im Vordergrund steht in Europa der Zu-
gang der Schweizer Finanzdienstleister 
zum europäischen Markt. Es darf nicht 
länger sein, dass die EU ihren Markt 
unter dem Vorwand des Kundenschut-
zes (Mifid) abschottet. Das dürfen wir 
nicht zulassen.

Mit den Amerikanern schliessen wir 
ein Abkommen, das die Schweiz 
dazu verpflichtet, alle Bankdaten zu 
liefern, ohne Gegenleistung. Wieso 
soll das mit Europa anders sein?
Ich bin kein Freund von Fatca. Die Eid-
genossenschaft sollte einen solchen Kne-
belvertrag allerdings nicht freiwillig 
unterzeichnen und es den Finanzdienst-
leistern überlassen, wie sie diesen Ver-
trag abschliessen. Die allermeisten Ban-
ken haben indes keine Alternative.

Warum?
Die USA stellen den Banken eine Infra-
struktur, im Besonderen das Dollarclea-
ring, zur Verfügung. Ohne dieses kann 
keine international tätige Bank überle-
ben. Die Europäer aber haben nichts 
Derartiges vorzuweisen. Ich bin im Üb-
rigen überzeugt, dass sich die Amerika-
ner mit Fatca einen schlechten Dienst 
erweisen. Massnahmen, die den Banken 
weltweit etwa zehnmal mehr Kosten auf-
bürden, als bei den Amerikanern Steuer-
erträge anfallen, werden sich mittelfris-
tig rächen.

Von Philippe Reichen, Lausanne
55 Millionen Euro sollen Anfang 2011 in-
nert kurzer Zeit aus Argentinien nach 
Uruguay geschafft worden sein. Von da 
wurde das Geld in die Schweiz verscho-
ben, auch auf Konten der Genfer Privat-
bank Lombard Odier. Das Geld soll der 
Familie von Lázaro Báez gehören, einem 
Öl- und Bauunternehmer und engen 
Freund des im Oktober 2010 verstor
benen Präsidenten Néstor Kirchner. 
Lázaro Báez bekam unter Präsident 
Kirchner und später Cristina Fernández 
de Kirchner wiederholt Aufträge für den 
Bau von Strassen und öffentlichen Ge-
bäuden in der Provinz Santa Cruz. Für 
den argentinischen Starjournalisten und 
Kirchner-Kritiker Jorge Lanata ist der 
Fall klar: «Hier haben wir es mit Korrup-
tion zu tun», stellte er in seiner Fernseh-
sendung «Periodismo para todos» ( Jour-
nalismus für alle) fest. Lanata geht da-
von aus, dass Lázaro Báez der Familie 
Kirchner als Strohmann dient, das Geld 
also der Präsidentenfamilie gehört.

Recherchen des TA belegen nun, dass 
im genannten Zeitabschnitt tatsächlich 
Gelder der Familie Báez bei Lombard 
Odier gelandet sind. Dem TA liegt der 
Auszug eines Nummernkontos vor, das 
auf die Firma Teegan lautet, eine in Pa-
nama registrierte Offshore-Gesellschaft. 
Hinter Teegan verbirgt sich Martín Anto-
nio Báez, einer von zwei Söhnen des In-
dustriellen und Kirchner-Intimus Lázaro 
Báez. Lombard Odier teilt lediglich mit: 
«Wir haben von der Affäre aus der Presse 
erfahren. Zu einer der in diesem Zusam-
menhang genannten Personen bestand 
eine Kundenbeziehung.»

Bank schmeisst Báez hinaus
Der Kontoauszug belegt, dass sich im 
März 2011, kurz nach der Eröffnung des 
Kontos, auf dem Konto 1,5 Millionen Dol-
lar befanden. Das Geld traf mittels Bank-
überweisungen aus den USA, Grossbri-
tannien und der Karibik in Genf ein. Ge-
mäss Lanatas Recherchen wurde das 
Geld in  500-Euro-Noten aus Argentinien 
geschafft. Um keine Spuren zu hinterlas-
sen, wurden Geldsäcke im Privatjet des 
Unternehmers Lázaro Baez von Buenos 
Aires zu einem kleinen Flughafen nach 
Montevideo in Uruguay geflogen. Dort 

sorgte ein geschmierter Zöllner dafür, 
dass der Geldtransfer unbehelligt blieb. 
Mittels 40 bis 45 Offshore-Gesellschaf-
ten in der Karibik wie die Teegan wurde 
das Geld gemäss Lanata in der Schweiz 
parkiert. 

«El camino estaba patinado», dieser 
Weg in die Schweiz sei gang und gäbe 
gewesen, sagte Finanzberater Federico 
Elaskar, der für die Geldtransfers zu-
ständig war, gegenüber Lanata. In Ban-
kenkreisen heisst es, für Martín Antonio 
Báez war bei Lombard Odier ein Kun-
denberater mit argentinischem Pass zu-
ständig. Auf Báez’ Konto lief gemäss TA-
Informationen während längerer Zeit 
nichts: Es gab weder Zu- noch Abflüsse. 
Jedoch wurden Anfang 2012 grosse Men-
gen Dollar auf das Konto einbezahlt, die 
Báez bei der Eröffnung des Kontos offen-
sichtlich nicht angekündigt hatte. 

Mit diesen Informationen konfron-
tiert, teilt Lombard Odier mit: «Das 
Konto ist inzwischen geschlossen wor-

den.» Das lässt nur einen Schluss zu: 
Báez konnte oder wollte die Herkunft 
des Geldes nicht schlüssig beweisen, 
und die Bank entschied daraufhin als 
Vorsichtsmassnahme, die Beziehung zu 
Báez zu beenden. Wie viel Geld Martín 
Báez am Ende bei Lombard Odier hatte, 
bleibt offen. Es dürften aber nicht jene 
55 Millionen Dollar gewesen sein, die 
Anfang 2011 aus Argentinien geschafft 
wurden. TA-Recherchen zeigen, dass das 
Geld schliesslich zu einer anderen 
Schweizer Bank, die im Südamerika
geschäft tätig ist, transferiert wurde. Die 
Tatsache, dass die betreffende Bank das 
Geld angenommen hat, lässt vermuten, 
dass Báez dort bereits ein Konto hatte.

Der argentinische Richter Sebastián 
Norberto Casanello hat aufgrund mehre-
rer Strafanzeigen, die aufgrund von 
Lanatas Recherchen eingegangen sind, 
eine Strafuntersuchung eingeleitet. Auf 
Anfrage des TA wollte Casanello zum 
Hintergrund der Ermittlungen nicht 

Stellung nehmen. Er dürfte sich auf den 
Straftatbestand der Geldwäscherei kon-
zentrieren.

Argentinier erstatten Anzeige
Die Bundesanwaltschaft (BA) in Bern hat 
letzte Woche per Fax eine Strafanzeige 
erhalten, wie Sprecherin Jeannette Bal-
mer bestätigt. Die Anzeige richtet sich 
gegen die mutmasslich in den Fall verwi-
ckelten argentinischen Staatsangehöri-
gen, darunter die Familie Báez. Die BA 
wird aufgefordert, nach Konten diverser 
Personen zu suchen und diese zu blo-
ckieren. Wer die Strafanzeige einge-
reicht hat, will die BA nicht sagen. Sie 
dürfte nicht von Richter Casanello 
selbst, sondern von zwei zur Regierung 
Kirchner in Opposition stehenden Parla-
mentariern stammen. Die BA wird das 
Gesuch in den kommenden Tagen prü-
fen. Laut Balmer sei gegen niemand ein 
Strafverfahren eröffnet worden; Konten 
wurden ebenfalls nicht blockiert.

Argentinische Schmiergelder 
in der Schweiz: Verdacht erhärtet sich
Die mit der Präsidentenfamilie Kirchner eng befreundete Unternehmerfamilie Báez parkierte Geld  
in der Schweiz. Das belegt ein Kontoauszug, der dem TA vorliegt.

Kontoauszug von Lombard Odier, der ein Vermögen von 1,5 Millionen Dollar belegt; Kontoinhaberin ist die Panama-Firma Teegan.

«Die Schweiz darf nur jene Daten liefern, die in ihrem Interesse sind»

Martin Janssen
Der Professor am 
Institut für Banking 
und Finance der 
Universität Zürich 
setzt sich nicht zum 
ersten Mal für eine 
härtere Haltung der 
Schweiz im Steuer-
streit ein.

An der Frühjahrskonferenz von IWF und 
Weltbank in Washington sprachen sich die 
G-20-Länder am Wochenende für den 
automatischen Austausch von Steuerdaten 
aus. Finanzministerin Eveline Widmer-
Schlumpf plädierte beim Treffen für globale 
Standards und faire Regeln. Die Schweiz sei 
bereit, unter gewissen Voraussetzungen über 
den automatischen Informationsaustausch 
zu diskutieren. Für die Schweiz sei aber 
wichtig, dass die Standards auch für Off-
shore-Finanzzentren und wirtschaftliche 
Konstrukte wie beispielsweise Trusts nach 
angelsächsischem Recht gälten, erklärte 

Widmer-Schlumpf. Es sei nicht klar, welche 
Informationen ausgetauscht werden sollten. 
Grundsätzlich müsse Reziprozität gelten: Ein 
Staat müsse bereit sein, die Daten zu liefern, 
die er vom anderen einfordere. 

Bei der Zusammenkunft der G-20 stand 
die Schweiz zusammen mit 13 Ländern in der 
Kritik. Ein am Treffen vorgestellter Bericht 
des Global Forum über Transparenz und den 
Austausch von Informationen für Steuerzwe-
cke bemängelt die Kooperation der 14 Länder 
bei Steuerfragen. Die Schweiz habe für alle 
kritisierten Punkte Lösungen eingeleitet, 
betonte Widmer-Schlumpf. Das Global Forum 

überprüft, wie Länder in Steuerfragen 
kooperieren. Der Bundesrat hatte 2009 die 
Standards der Organisation für wirtschaft-
liche Zusammenarbeit und Entwicklung 
(OECD) akzeptiert. Die Schweiz gewährt nun 
auch bei Steuerhinterziehung Amtshilfe

Widmer-Schlumpf sprach auch mit 
US-Finanzminister Jack Lew. Die Schweiz 
strebt eine möglichst umfassende Lösung für 
unversteuerte US-Gelder an. «Wir hoffen auf 
einen Abschluss», sagte Widmer-Schlumpf. 
Die Verhandlungen dauerten lange, weil die 
Schweiz nicht alle Forderungen der USA 
akzeptieren könne. (SDA)

IWF-Konferenz Schweiz fordert gleiche Regeln für alle

Nachrichten

Swiss
Die Airline will die EU wegen 
der CO2-Abgaben einklagen
Gegen den erklärten Willen des Bundes-
rats hat das Europäische Parlament 
diese Woche entschieden, dass sich auch 
die Schweizer Luftfahrt dem europäi-
schen Emissionshandel unterwerfen 
muss. Gemäss «NZZ am Sonntag» blieb 
der Protest von Verkehrsministerin Do-
ris Leuthard folgenlos; auf die Schweizer 
Airlines kommen zusätzliche Kosten in 
der Höhe von über 10 Millionen Franken 
pro Jahr zu. Hintergrund des Streits ist 
das europäische Handelssystem zur Sen-
kung des CO2-Ausstosses (ETS), dem seit 
2012 auch die Luftfahrt unterliegt: Fliegt 
eine Airline innerhalb der EU von einer 
Stadt in die andere, muss sie für die an-
fallenden Emissionen Verschmutzungs-
rechte erwerben. Die Swiss will die ent-
sprechenden Zertifikate nur unter Pro-
test einreichen; sie prüft laut Sprecherin 
Susanne Mühlemann «rechtliche Schritte 
gegen die EU». (TA)

Güterverkehr
SBB-Chef: Güterzug braucht  
Priorität wie Regionalzug
Für SBB-Chef Andreas Meyer ist es wich-
tig, dass SBB Cargo nicht mehr zu nicht 
rentablen Angeboten im Güterverkehr 
verpflichtet wird. In einem Interview be-
grüsste er die Totalrevision des Güter-
transportgesetzes. Damit sollen Perso-
nenzüge den Vorrang gegenüber Güter-
zügen verlieren. Ein Güterzug im kombi-
nierten Verkehr, der nach Fahrplan 
fahre wie ein Regionalzug, brauche die-
selbe Priorität wie ein Regionalzug, 
sagte Meyer in der «NZZ am Sonntag». 
Die Zeitfenster für die Zustellung wür-
den bei den Kunden immer enger. «Sie 
müssen sich genauso auf einen Güterzug 
verlassen können wie Passagiere auf 
einen Regionalzug.» Beim Ausbau der 
Infrastruktur müsse darum künftig noch 
stärker verbindlich Kapazität für den 
Güterverkehr eingeplant werden. (SDA)

Zweitwohnungen
Sawiris-Resort Andermatt: 
Weber gibt Widerstand auf 
Noch Ende Jahr hatte Franz Weber, der 
Vater der Zweitwohnungsinitiative, an-
gekündigt, seine Stiftung Helvetia Nos-
tra werde das Resort von Samih Sawiris 
in Andermatt UR bis vor Bundesgericht 
bekämpfen. Nachdem die lokalen Be-
hörden eine erste Einsprache abgelehnt 
hatten, hat die Stiftung nun entschie-
den, diese nicht weiterzuziehen, schreibt 
die «SonntagsZeitung». Ein Orascom-
Sprecher zeigte sich erleichtert. (TA)


